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Einleitung

Die Frage der Einwohnerwehren in Schleswig-Holstein ist relativ gut untersucht (siehe Literatur unten). Dagegen gibt es bisher keine Veröffentlichung, die sich speziell mit den Arbeiterwehren befasst hat.

In Schleswig-Holstein verhinderte Oberpräsident Kürbis, dass die Einwohnerwehren für reaktionäre Bestrebungen verwendet werden konnten. So riefen auch verschiedentlich die Arbeiterräte und später der Volksrat dazu auf, den Wehren beizutreten. Die Vermutung, dass die Arbeiterwehr bereits auf Strukturen zur Bildung der Einwohnerwehr zurückgreifen konnte liegt deshalb nahe.
Parallel dazu scheint in Kiel eine Sicherheitswehr weiter existiert zu haben, die vermutlich auf die Zeit der Räte zurückging (Sicherheitswehr/-truppe des Soldatenrats). Der Ausdruck Schutzwehr wurde in Preußen offenbar synonym mit Einwohnerwehr verwandt (s. 2.1).

Kürbis war es auch, der als erster während des Kapp-Putsches anregte, „Arbeiterbataillone“ aufzustellen, da er nach wie vor den Einwohnerwehren misstraute. Die Arbeiterwehren wurden dann im Zuge der Kämpfe in Kiel und in Schleswig-Holstein aufgebaut und nach der Niederlage der Putschtruppen zumindest in Kiel auf eine solide organisatorische Basis gestellt. Dabei ist bisher nicht klar, ob die Arbeiterwehr eher an die Sipo angelehnt war (sicher ist, dass die Sipo einige hundert Arbeiter aufnahm) oder eher an die Marine (Schweizer behauptete in einem wenig belastbaren Leserbrief in den 1950er Jahren, er habe als Kommandeur der Arbeiterwehr in der Marinestation Büro und Stab gehabt. Außerdem erscheint in den Quellen die Deckoffizierschule in der Wik als Standort.
Eine etwas detailliertere Beschreibung liefert Paetau (Märzstürme, Neumünster 1987, s.u.):

„Die organisatorisch selbständige Arbeiterwehr kooperiert […] mit der Sicherheitspolizei, die bereits durch Arbeiter verstärkt wurde, […]. Bewaffnete Arbeiter traten zwar schon am ersten Putschtag auf, aber eine organisierte Arbeiterwehr ist erst seit den letzten Tagen der Levetzow-Lindemann-Usurpation entstanden unter Führung von Wilhelm Schweizer (USPD). Da die Regierungen Preußens und des Reichs die vorläufige Existenz der Arbeiterwehren nachträglich billigen und da die Bezahlung des Dienstes gewährleistet wird, treten bis zu 1500 Personen der Kieler Arbeiterwehr bei. Aber einen durchschlagenden Erfolg verbucht das Experiment nicht. Nach dem 20. April löst die Kieler Arbeiterwehr sich rasch wieder auf, weil keine weiteren staatlichen Mittel zur Besoldung genehmigt werden. Zudem hat die Arbeiterwehr sich zum Schluß überwiegend aus Arbeitslosen rekrutiert, die Gouverneur Garbe im republikanischen Sinne für wenig zuverlässig hält; er hat sich deshalb dafür eingesetzt, das Provisorium auslaufen zu lassen.“
Eine immerhin neun Seiten umfassende Darstellung (davon fünf speziell für die Kieler Arbeiterwehr) liefert Jürgen Jensen
 in seiner Examensarbeit für das Lehramt an Gymnasien im Jahr 1991. Die entsprechenden Seiten sind unten im Kapitel 3.10 dokumentiert. Die von Paetau behauptete Zusammensetzung der Arbeiterwehr „überwiegend aus Arbeitslosen“ wird von Jensen nicht thematisiert. Die von Paetau angegebenen Belege sind noch zu überprüfen. Jensen stützt sich u. a. auf die im Landesarchiv Schleswig-Holstein vorliegenden Befehle der Kieler Arbeiterwehr (301/2493). Er erläutert, dass die Errichtung einer regulären Arbeiterwehr von Otto Eggerstedt, Richard Hansen und Rudolf Rannow am 18. März erörtert wurde noch im Rahmen der Kämpfe an „Kiels blutigem Donnerstag“. Hansen und Rannow hatten sich bereits in den Wochen davor im neu gegründeten Kieler Wehrausschuß mit Einwohnerwehrfragen beschäftigt; [ein Hinweis, dass sich die Arbeiterwehr auf die Vorarbeiten zur Einwohnerwehr stützen konnte]. Am 27. März wurde auf einer Versammlung der Vertrauensmänner der SPD in Gaarden über die Form der im Aufbau befindlichen Arbeiterwehr beraten. Man einigte sich, eine Art Miliz einzuführen, deren Mitglieder zunächst ständigen Dienst versehen sollten, ihre Waffen jedoch mit nach Hause nehmen dürften. Ein sechsköpfiger Wehrausschuss wurde mit der Ausarbeitung der Milizdienstordnung beauftragt und richtete sich in der Deckoffiziersschule Kiel-Wik ein:

· Leitung: Rudolf Rannow, Oberfeuerwerksmaat, früheres Mitglied des Obersten Soldatenrats und Mitorganisator des Verbands der Berufssoldaten.

· Allgemeine Wehrangelegenheiten, Außendienst: Richard Hansen
, USPD.
· Bekleidung: Arpe.
· Waffen- und Munitionsverwaltung: Wenz.
· Kassen, Gehalts- u. Löhnungswesen: Paul Dräger, Feldwebel, Führer im Reichswirtschaftsverband derzeitiger und ehemaliger Berufssoldaten.
· Unterkunft und Verpflegung: Bruno Paul.
Die Leiter der Wehr waren sich bewußt, daß diese Formation höchste Disziplin aufweisen mußte, um auch gegenüber den politischen Gegnern von rechts zu demonstrieren, daß die Arbeiterbewegung aus eigener Kraft in der Lage war, Ruhe und Ordnung in der Stadt wiederherzustellen. Schon bei der Indienststellung der Wehr hatte Rannow die Wehrmitglieder dazu aufgefordert, sich um „gute Disziplin und straffe Manneszucht" zu bemühen, „um das Ansehen der Arbeiterwehr zu heben". Die Sorgen um die Haltung und das Betragen der Truppe in der Öffentlichkeit waren offenbar nicht gänzlich unbegründet: Das Kommando der Wehr sah sich wiederholt veranlaßt, selbständige Beschlagnahmungen der Bezirks- bzw. Kompanieführer zu verbieten und den Wehrleuten die Abgabe aller beschlagnahmten Waffen beim Wehrausschuß zu befehlen. Auch der Umgang mit der Ausrüstung gab dem Wehrausschuß Anlaß zu Klagen. 
Mitte April unterrichtete die Reichsregierung das Oberpräsidium in Kiel, daß weitere finanzielle Mittel für die Arbeiterwehr nicht zur Verfügung ständen und fügte hinzu, daß die Entente die Auflösung der Arbeiterwehren fordere. Eine Versammlung der Vertrauensmänner von SPD, USPD und KPD fügte sich unter Protest. Am 21. April ordnete Regimentskommandeur Schweizer die Auflösung der Arbeiterwehr an. Die Angehörigen der Wehr erhielten aber die Erlaubnis, Waffen und Munition mit nach Hause zu nehmen. Dieses Verfahren wurde von Zivilgouverneur Garbe ausdrücklich gebilligt. Nachdem der Versuch, die Arbeiterwehr als feste Institution einzurichten, gescheitert war, wollten ihre Gründer zumindest eine stille Reserve an bewaffneten Arbeitern erhalten, denn in den sozialistischen Parteien herrschte in diesen Tagen die allgemeine Besorgnis, daß sich ein Rechtsputsch schon bald wiederholen könne. Gleichwohl kann angenommen werden, daß der größte Teil der Arbeiter während der im Herbst 1920 durchgeführten Entwaffnung der Zivilbevölkerung die Gewehre gegen Bezahlung einer Prämie ablieferte. Mit der Entwaffnung der Zivilbevölkerung wurde im gesamten Reich auch die Entwaffnung der Arbeiterwehren angeordnet. Die Auflösung der Einwohnerwehren sollte dann folgen.

1. Sicherheitstruppe, Sicherheitsdienst, Sicherheitswehr
Der Soldatenrat setzte Ende Dezember 1918 gegen Noskes Widerstand den Aufbau einer „Revolutionären Sicherheitstruppe Kiel“ durch (auch als Sicherheitswehr Kiel bezeichnet).
 Im Rahmen der Februar-Unruhen 1919 in Kiel hatte Garbe zugesichert, dass die Sicherheitstruppe des Soldatenrats neu formiert werden sollte. Dies war nicht nur ein verbales Zugeständnis an die protestierende Arbeiterschaft in Kiel, sondern es wurden tatsächlich Schritte unternommen. Es kam zu einer Umbildung, die nicht genauer beschrieben wird und zu einer Verstärkung auf 3000 Mann in vier Bataillonen. Diese wurden den Abteilungen und Divisionen der vorläufigen Reichsmarine angeschlossen und verloren damit ihre bisherige Selbstständigkeit, schreibt Wette.
 Dähnhardt schreibt, dass dies nur in Verwaltungsdingen galt, dass jedoch in militärischen Angelegenheiten der Führer der Sicherheitstruppe bestimmte.

Im Mai 1919 kam es dann in Übereinstimmung mit dem Erlass des Reichswehrministeriums (s.o.) zu ersten Schritten zum Aufbau einer Einwohnerwehr durch den Arbeiterrat. Das Büro befand sich im Polizeipräsidium (StAK Sign. 29685 und 29686). Noch Anfang März finden wir Aufrufe von SPD und Gewerkschaften in den Zeitungen, in die Einwohnerwehr einzutreten. Auch Poller benutzte kurz nach dem Putsch den Ausdruck Einwohnerwehr deckungsgleich mit Arbeiterwehr (LAS Sign. 301 Nr. 4458; s.u.). Wir können deshalb vermuten, dass sich die in den Putschtagen geschaffene Arbeiterwehr zumindest teilweise auf die schon 1919 begonnen Vorbereitungen für eine Einwohnerwehr stützte und sich damit in einem gewissen legalen Rahmen befand.
Die Sicherheitswehr bestand offenbar weiterhin; sie wird in Berichten nach dem Kapp-Putsch sowohl in der „Republik“ als auch in der SHVZ erwähnt (s.u. 3.6 und 3.7)
Auszüge aus: Klaus Kuhl: Februarunruhen in Kiel 1919. Kiel 2019. Online zugänglich (aufgerufen am 5. März 2020) unter: http://www.kurkuhl.de/docs/februar-unruhen-kiel-1919.pdf:
[Am 5. Februar 1919 kommen] Arbeiterrat, Soldatenrat und Garbe […] zu einer Krisensitzung zusammen und beschließen, keine Waffen an die Arbeiter auszugeben, weil keine Gefahr einer Gegenrevolution in Kiel vorläge. Sie verabschieden eine Resolution
, die einstimmig vom Arbeiter und Soldatenrat angenommen wird, und empfehlen die Wiederaufnahme der Arbeit am Freitag, den 7. Februar:

· Nachdem die gesamte Arbeiterschaft Bremens mit Einschluss der Mehrheitssozialisten die Garantie für die Ordnung Bremens übernommen hatte, wäre ein Einmarschieren der Division Gerstenberg in Bremen und das dadurch entstandene Blutvergießen zu vermeiden gewesen.

· Der Arbeiter- und Soldatenrat fordert die Regierung dringend auf, zu einer Beilegung des Konflikts auf dem Verhandlungswege zu gelangen und die Division Gerstenberg aus Bremen sofort zurückzuziehen.

· Der Arbeiter- und Soldatenrat erklärt es, um gegenrevolutionäre Strömungen im Keime zu ersticken, als dringend notwendig, dass sich die Arbeiterschaft einigt, auf dem Boden des Erfurter Programms.

· Er erwartet von der Nationalversammlung die Aufstellung einer demokratischen Volkswehr, um die jetzt bestehenden Söldnertruppen überflüssig zu machen.

· E i n  A b t r a n s p o r t  v o n  L e b e n s m i t t e l n  a n  d i e  E i s e r n e  D i v i s i o n  f i n d e t  n i c h t  s t a t t.

· Die Regelung des Sicherheitsdienstes wird den Vertrauensleuten der Soldaten übertragen.

· Die Kieler Sicherheitstruppe wird neu formiert. Es sollen auch Leute eingestellt werden, die schon entlassen waren und die Gewähr dafür bieten, dass sie die Errungenschaften der Revolution aus Überzeugung verteidigen werden.
· Der Arbeiter- und Soldatenrat erklärt, für die Errungenschaften der Revolution jederzeit mit allen Kräften einzutreten.

Gegen 17 Uhr versucht eine Gruppe eine Streife in der Bergstrasse zu entwaffnen. Dabei wird einem Mann das Gewehr entrissen. Abends wird in Waffengeschäfte eingebrochen und eine Anzahl Handfeuerwaffen, Munition und Messer gestohlen.

[…]
Nachwirkungen: Die Sicherheitstruppe wird umgebildet und auf ca. 3000 Mann verstärkt.
2. Einwohnerwehr

2.1 Wikipedia Einwohnerwehr:

Nachdem in Reaktion auf den Spartakusaufstand in Berlin im Januar 1919 bereits erfolgreich Bürgerwehren zur Stabilisierung der Lage beitrugen, wies das Reichswehrministerium am 22. März 1919 alle Generalkommandos an, lokale Bürgerwehren zu zentral gelenkten Einwohnerwehren auf Landesebene nach einheitlichem Muster auszugestalten. Die neu geschaffenen Einwohnerwehren sollten über eine Reichszentrale dann direkt der Reichswehrführung unterstellt werden. Als Aufgabenbereich wurde ein lokaler Ordnungsdienst im Zusammenwirken mit der örtlichen Polizei definiert. Im Notfall sollten die Einwohnerwehren jedoch als stille Heeresreserve dienen. Infolge der alliierten Entwaffnungsgebote wurden die Einwohnerwehren auf Reichsebene aus ihrer militärischen Unterstellung gelöst und den einzelnen Länderministerien unterstellt. Die Alliierten verstanden die Einwohnerwehren weiterhin als Wehrersatzformation, die gemäß den Bestimmungen des Versailler Vertrages aufzulösen seien. Nach dem gescheiterten Kapp-Putsch verfügte der preußische Innenminister die Auflösung der Einwohnerwehren. Dieser Verfügung schlossen sich im Sommer 1920 die übrigen Länder des Reiches und das Reich an.

Durch eine Verordnung des Rates der Volksbeauftragten vom 13. Januar 1919 wurden die Einwohnerwehren zur Republikanischen Schutztruppe zusammengefasst und in Preußen durch eine Verordnung des sozialdemokratischen Innenministers Heine vom 18. März 1919 einheitlich organisiert.
2.2 Material StAK, SHVZ und KiZtg
Bereits im Mai 1919 begann der Aufbau einer Einwohnerwehr des Arbeiterrats; siehe StAK Sign. 29685 und 29686 (s.a. Republik“ Mai 1919). Der vorbereitende Ausschuss hatte ein Büro im Polizeipräsidium. In einem Aufruf hieß es:
„Arbeiter! Parteigenossen! 
Was lehrt uns das Abstimmungsergebnis der preußischen Landesversammlung über den proletarischen Weltfeiertag?

Was zeigt uns der Waffenfund auf Hemmelmark?

Die Reaktion rührt sich. Man rüstet zur Gegenrevolution. Wer mit uns die Errungenschaften der Revolution schützen will, der trete ein in die Einwohnerwehr Groß-Kiel.

Anmeldungen werden im Büro des Arbeiterrates entgegengenommen.

Der Arbeiterrat.“

Es ist anzunehmen, dass die Einwohnerwehr eine Grundlage für die im Kapp-Putsch 1920 aufgestellte Arbeiterwehr bildete. Auch dabei gab es eine Zusammenarbeit mit der Sicherheitspolizei.

VZSH 13.3.1920

Aufruf der Einwohnerwehr Neumünster beizutreten, Anmeldung u.a. im Gewerkschaftshaus

Bekanntmachung Republik 22 (?).5.1919

Nachdem die Satzungen der Einwohnerwehr Groß-Kiel bekanntgegeben sind, können nunmehr Anmeldungen zur Anwärterliste erfolgen.

Meldescheine können nachmittags von 16–18 Uhr im Büro des Arbeiterrats, Polizeipräsidium, Zimmer 321, abgeholt werden.

Der Schutzwehrausschuss.

I.A.: Eggerstedt.

KiZtg. 5.3.1920, Umbettung der Revolutionsopfer

Distriktsversammlungen der SPD, Umbettung kostet 26.000 Mark, Revolutionsmarken …

Aufruf zum Eintritt in die Einwohnerwehr.

Auch Polizeipräsident Poller spricht am 19. März 1920 von einer Einwohnerwehr und nicht von einer Arbeiterwehr, was einen Zusammenhang unterstreichen würde. (LAS Sign. 301 Nr. 4458).
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Plakat des Polizeipräsidenten Poller; Hervorhebungen wie im Original:

Amtliche Meldungen.
Kiel, den 19. März 1920, 2 Uhr nachmittags:

1. Alle Offiziere der Sicherheitspolizei sind aus dem Dienste zurückgezogen.

2. Garbe ist zum Zivilgouverneur ernannt.

3. Zur Verstärkung der Sicherheitspolizei wird in der Kaserne Eichhof eine Einwohnerwehr gebildet. Es wird empfohlen, recht zahlreich sich zu dieser Einwohnerwehr zu melden.

Berlin, 18. März 1920, 6,50 Uhr abends:

Baltikumtruppen nach Kampf mit der unbewaffneten Menge abgezogen. Überblick über Verluste nicht vorhanden. 

Gewerkschaftskommissionen tagen zur Zeit über Abbruch des Generalstreiks. Eisenbahn- und Postbeamte sind für Aufnahme der Arbeit. Stadtbahn verkehrt bereits wieder.

Vizepräsident Schiffer hat die Regierungsgewalt in Berlin. Die alte Regierung noch in Stuttgart, wo heute Nationalversammlung um 4 Uhr tagt. Nächste Tagung derselben ist Montag in Berlin, wohin sich auch das Kabinett begibt. 

Lage im Reich ungeklärt. Größter Teil hält zur alten Regierung.

Der Polizeipräsident: Poller.

2.3 Wilhelm Schweizer 

Es gibt aber auch einen Hinweis, dass diese Einwohnerwehr der Sipo angegliedert wurde und dass die Arbeiterwehr eine eigenständige Einrichtung war oder wurde: Siehe Leserbrief Wilhelm Schweizer an die SHVZ 1958, der allerdings nicht sehr belastbar ist (Auszug):

Dass ich vom ersten bis letzten Tag des Kapp-Putsches diese Dinge in der Hand gehabt habe, ist den alten Kielern ja bekannt. Ich selbst bin in der Station geblieben und habe zwei Bataillone Arbeiterfunktionäre einkleiden lassen, mit Waffen versorgt und alles kaserniert. Ein Bataillon war in der Kaserne in Wik
 das andere Bataillon in dem Erholungsheim in Gaarden auf den Erholungsberg.
 Die bewaffneten eingekleideten Arbeiter wählten mich dann einmütig als ihren Kommandeur and so saß ich in der Station mit einem kleinen Stab Funktionäre, bis dann auf Drängen der damaligen provisorischen Reichsregierung die Arbeiterwehr in Kiel aufgelöst werden musste. Hugo Hase
, Gustav Noske
 und andere damalige führende Leute in Berlin haben mich wochenlang gedrängt, die Dinge in Kiel abzuschließen, bis man mir eines Tages einen Regierungskommissar namens Nass nach Kiel schickte, mit dem ich dann lange verhandelt habe über die Bewaffnung und Entlassung der Funktionäre aus den Kasernen. Die Leute sind dann wieder an ihre Arbeitsplätze gegangen und haben wieder im Zivilberuf gearbeitet.
2.4 Karl Meitmann
Gerhard Beier (Editor): Karl Meitmann, Grenzfriedenshefte 1963, S. 153–166.

Vortrag im Tönnies-Heim in Kiel (erhalten von Kalle Schunck)
Schade finde ich, dass verschiedentlich Zusammenfassungen gemacht wurden, …. Dabei ist aus meiner Sicht leider auch der Abschnitt über die Einwohnerwehr/Arbeiterwehr "untergegangen" (S. 159 f.). Es gibt kaum Infos über die Arbeiterwehr und meine Vermutung war, dass der schnelle Aufbau wohl auf der Grundlage der Einwohnerwehr (zumindest in Kiel) erfolgt sein muss. Es gab verschiedentlich Aufrufe des Arbeiterrats in die Einwohnerwehr zu gehen. Das Büro befand sich im Kieler Polizeipräsidium. 

Insofern wäre ich interessiert, den kompletten Vortrag Meitmanns zu bekommen. Liegt bei der FES, im NL Gerhard Beier, zur Einsicht ist Einverständnis der Witwe nötig. Kalle will die einholen.
S. 159 f.:

Zusammenfassung von Gerhard Beier: „Meitmann beschreibt kurz, wie am Anfang der Republik versucht worden war, Einwohnerwehren zu bilden, um das Volk zum Schutz der Republik zu bewaffnen.“

Vortrag Meitmann: „Ich wusste aus dieser Tätigkeit heraus, dass ein gewisser Lehrer Schümann in Husum oder bei Husum als Anfang dieser Einwohnerwehraktion 40 Gewehre und 2000 Schuss Munition in seiner Verwahrung hatte. Das war also eine dieser Organisationen dort auf dem Landgebiet. Nun saßen wir ja da. Der Handstreich [in Schleswig] war misslungen, und irgendwoher mussten wir Gewehre bekommen. Ich sagte: Nun musst du nach Husum!

Und so versuchte ich auch mit Rendsburg Verbindung aufzunehmen. Die kriegten wir auch. August Rathmann hat die Telefonate erledigt. Dann hat der dortige Landrat, Robert Pfaff
, ein Sozialdemokrat, uns mitgeteilt: ‚Hier ist ein kleiner Feldwebel Tiedemann. Der hat hier eine Artilleriestaffel von vier Kanonen. Und wir sind hier Herren der Lage, und die schicke ich dir.’ Das gab Luft.“

2.5 Paetau

Rainer Paetau: Konfrontation oder Kooperation. Arbeiterbewegung und bürgerliche Gesellschaft im ländlichen Schleswig-Holstein und in der Industriestadt Kiel zwischen 1900 und 1925. Neumünster 1988 (Studien zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins). 

Zentralbibliothek, Offenes Magazin 1 Im Untergeschoss.

gsa 594, Signatur Y 6564-74; gsa 594, Signatur Y 7116-74 (ausleihbar)

Zentralbibliothek, Freihandbereich

gse 890, Signatur P 8005-14; gsb 758, Signatur P 8066-14

Fachbibliothek, Geschichte, Signatur: Ll 15 (14)

Paetau beschreibt dort „die letztlich gescheiterten Versuche des Oberpräsidenten Kürbis republiktreue Einwohnerwehren aufzustellen“. 

Hinweis in: Rainer Paetau: Märzstürme über Kiel. Sozialisten, Kapp-Putschisten und die Weimarer Republik von 1920. In: Rainer Paetau und Holger Rüdel (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung in Schleswig-Holstein im 19. und 20. Jahrhundert. Neumünster 1987 (Studien zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins Bd. 13), S. 311–346, hier S. 321 f.

Dort heißt es:

„Nachmittags gegen 16 Uhr treffen die Führer und Vertrauensleute von MSPD und USPD sich in der „Harmonie“ erneut zu einer Beratung. Hier äußert Heinrich Kürbis (MSPD), Oberpräsident der Provinz Schleswig-Holstein, seine Zweifel an der republikanischen Glaubwürdigkeit der Polizei. Namentlich Major Emil von Winterfeld, der Kommandeur der Sicherheitspolizei, hat sich bereits Levetzow angeschlossen. Da Kürbis auch von der schwarz-rot-goldenen Zuverlässigkeit der Einwohnerwehren nicht überzeugt ist, empfiehlt er, „Arbeiterbataillone“ aufzustellen. (21) Dieser Vorschlag kann jedoch nicht weiter verfolgt werden, denn plötzlich erscheint Hermann Heller. Atemlos berichtet er, dass so gut wie keine Artilleriemunition ausfindig zu machen sei. Und bei der Reichswerft sei es bereits zu Zusammenstößen und Schießereien […] gekommen. Daraufhin wird die Sitzung beendet; Heller und Radbruch machen sich auf den Weg zur Reichswerft, Schlimmes ahnend.“
[Die Darstellung folgt im Wesentlichen dem Bericht Radbruchs.]
2.6 Lawrence D. Stokes

Lawrence D. Stokes: Zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Eutin während der Weimarer Republik. In: Rainer Paetau und Holger Rüdel (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung in Schleswig-Holstein im 19. und 20. Jahrhundert. Neumünster 1987 (Studien zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins Bd. 13), S. 365–375?.

Kapp-Putsch S. 373

„In Eutin hing dessen Verlauf [des Putsches] eng mit der Ausrüstung und Verwendung einer Einwohnerwehr zusammen, die seit dem Spätsommer 1919 unter maßgeblicher Beteiligung von Sozialdemokraten  – Obmann war der Stadtratsvorsitzende Paul Hensel, das frühere Mitglied des örtlichen Arbeiter– und Soldatenrats – gebildet wurde. Waffen für die hinter der Reichsregierung stehende Wehr sollten nach Anforderung von der Armee zur Verfügung gestellt werden; diesen Schritt aber zögerte sie offenbar wegen der Zusammensetzung und politischen Färbung der Formation hinaus (24). Als Gegenkraft baute die Reichswehr ein ihr unterstelltes „Zeitfreiwilligenkorps“ auf, das hauptsächlich ehemalige Offiziere sowie Gymnasiasten umfasste. Diese beiden rivalisierenden Verbände standen einander also gegenüber als am 13. März der Aufstand begann (25).

Der Haupträdelsführer des Unternehmens in der Stadt wurde der DNVP-Kreisvorsitzende und Realschuldirektor Wilhelm Harders, dessen Entfernung aus dem Staatsdienst auf Grund seiner stark rechtslastigen Betätigung die Sozialdemokraten schon lange – dennoch vergeblich – verlangt hatten. Er versuchte zuerst, das in die Kaserne befohlene und nunmehr bewaffnete ‚Zeitfreiwilligenkorps’ auf den Putschkurs des Garnisonsältesten zu bringen, scheiterte aber an dem Widerstand vornehmlich von zwei liberalen Studienräten und Reserveoffizieren, die sich strikt weigerten, einem Mann zu folgen, der wegen seiner ‚ausgeprägten politischen Stellung … erregend auf die Arbeiterschaft wirken’ müsse (26). Obwohl damit ‚erledigt’, fuhr Harders doch nach Kiel, um Verstärkung von den dort vorübergehend erfolgreichen Aufständischern zu holen. 
[…]

Kurze Zeit darauf [nach dem Ende des Putsches] befahlen die Alliierten ihre [Einwohnerwehr] Auflösung zusammen mit allen anderen Selbstschutzorganisationen in Deutschland; nur mit der Schaffung des ‚Reichsbanners Schwarz-Rot_Gold’ erhielt die SPD ein annähernd gleichwertiges Instrument für die Durchsetzung ihrer politischen Ziele.“

Anm. 24: 

StA Eutin, Nr. 3267.

LAS, RE/A Va 29.

NSO, 136/3830.

Jochen Bracker: Einwohnerwehren in Schleswig-Holstein, in ZSHG, 99 (1974), S. 255–269. [ZSHG: Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, UB Offenes Magazin 1: gsa 916 X 512-99; gsa 915 X 17-99]

Die Beziehungen zwischen der Reichswehr und der SPD des Landesteils Lübeck, die für ein Volksheer nach Schweizer Muster anstelle einer Berufstruppe plädierte, waren überaus angespannt; in Eutin gab es Ausschreitungen von Militärangehörigen gegen Zivilisten, die seitens des sozialdemokratischen Ortsvereins zu der Forderung der Verlegung der Garnison aus der Stadt führte. LVB, Nr. 160, 16.8. 1919.

Anm. 25:

AFL, Nr. 254, 30.10. 1919.

Zum folgenden siehe den Aufsatz des Verfassers Der Kapp-Putsch von 1920 in Eutin, in: Die Heimat. Zeitschrift für Natur– und Landeskunde von Schleswig-Holstein und Hamburg, 86 (1979), S. 231–240.

Anm. 26:

Regierungspräsident Willms, Eutin, an das Staatsministerium in Oldenburg, 21.3. 1920. NSO, 136/16050.

AFL, Nr. 66, 67 und 68, 23., 24. und 25.3. 1920.

Aussage von Oberstudienrat a. D. Prof. Dr. Ernst Lehmann übers eine „Politische Stellung und Betätigung“, 4.1. 1934. Archiv der Johann-Heinrich-Voß-Schule zu Eutin.

2.7 Prof. Jochen Bracker
Jochen Bracker: Einwohnerwehren in Schleswig-Holstein, in ZSHG, 99 (1974), S. 255–269. [ZSHG: Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, UB Offenes Magazin 1: gsa 916 X 512-99; gsa 915 X 17-99]

S. 261 f.:

Konzept des Volksrats der Provinz Schleswig-Holstein, dem Aktionsausschuss aller Arbeiter- und Soldatenräte in Schleswig-Holstein.

Am 1.4.1919 beschloss der Volksrat, dass die Gründung von Einwohnerwehren u.ä. nur mit Zustimmung des Rates erfolgen durften. Aufgaben: Schutz von Eigentum und Abwehr der Gegenrevolution. Verantwortliche Leitung: Schutzwehrausschuss (AR, Bauernrat, und ein Vertreter des Garnisons-SR). Kam nicht zur Geltung.
Preußen gab am 15.4.1919 einen Erlass zur Einrichtung von Einwohnerwehren heraus, der den Räten eine Mitwirkung zugestand.

S. 263:

Während in weiten Teilen des Reichs sich die Wehren in reaktionäre Richtung entwickelten, wurde dies  in Schleswig-Holstein von Kürbis verhindert.

Noske verbot den Beitritt von USPD Mitgliedern.
2.8 Hansjörg Zimmermann
Hansjörg Zimmermann: Die Einwohnerwehren. Selbstschutzorganisationen oder konterrevolutionäre Kampforgane? In: ZSHG, 128 (2003), S. 185–212.
Untersuchung am Beispiel Lauenburg

2.9 Jürgen Jensen

Jürgen Jensen: Einwohnerwehren und Selbstschutzorganisationen in Schleswig-Holstein 1918–1921. Kiel 1991 (Hausarbeit zur Wissenschaftlichen Prüfung für das Lehramt an Gymnasien, Universität Kiel, 1991). (Aus Wikipedia: Einwohnerwehr)

Der Autor ist weder verwandt noch bekannt mit dem langjährigen Leiter des Stadtarchivs Kiel und Vorsitzenden der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte Dr. Jürgen Jensen.
Auszüge (Auszüge betr. Arbeiterwehr s. u. 2.10) (Fußnoten vom Autor soweit nicht anderes vermerkt):
3.1 Die Sicherheitspolitik der Räteorgane

[…]

3.3 Die Bildung der ersten Einwohnerwehren

[…]

Jochen Bracker hat in seinem Aufsatz die Ansicht vertreten, daß im Falle Schleswig-Holsteins "von einer übereilten oder gar unkontrollierten Einrichtung" der Wehren nicht die Rede sein könne. Ihre Aufstellung und Bewaffnung habe sich vielmehr oft über Monate hingezogen“
. Diese Einschätzung stimmt nur zum Teil: Übersehen wurde dabei, daß auch in Schleswig-Holstein nach dem ersten ministeriellen Aufruf vom 18. 3. 1919 eine Reihe von Wehren geradezu Hals über Kopf aufgestellt und bewaffnet wurde. Diese Anfangsphase der Entwicklung erscheint jedoch besonders interessant, da sich die Bildung der ersten Einwohnerwehren unter ungewöhnlichen Umständen vollzog und zum Teil für Konfliktstoff sorgte.

Bemerkenswert ist zunächst, daß im März 1919 Beauftragte der Garde-Kavallerie-Schützen-Division mit der Organisation von Einwohnerwehren in Schleswig-Holstein begannen, ohne daß die zentralen Zivilbehörden der Provinz davon Kenntnis erhielten! […]
Anfang April erfuhr das für die Region zuständige Generalkommando des IX. Armeekorps in Schwerin von diesen Aktivitäten und untersagte den Freikorps Beauftragten bald darauf ihre Tätigkeit unter Hinweis auf die alleinige Zuständigkeit des Oberpräsidenten. Außerdem wurden sie vom Generalkommando aufgefordert, die von ihnen gebildeten Wehren dem Oberpräsidenten anzugeben.

[…]

3.4 Auseinandersetzungen um die Gründung von Einwohnerwehren
[…]

[S. 48] In Schleswig erfolgte die Initiative zur Einrichtung einer Wehr von der MSPD, dem Arbeiterrat und den Gewerkschaften. Der Anfang April 1919 gebildete Schutzwehrausschuß unterstand dem Vorsitz Karl Meitmanns (MSPD), dem Sekretär im Beigeordnetenbüro Eduard Adlers, und entwarf eine Satzung, die teilweise wörtlich dem Regulativ des Volksrats vom 1. April 1919 entsprach
. Nach der Aufhebung des Regulativs und dem Inkrafttreten der neuen Bestimmungen nahm sich der Magistrat das Recht, die Mitglieder für den neuen Wehrausschuß zu ernennen, wogegen Oberpräsident Kürbis Einspruch erhob. Erst Ende Juni genehmigte Kürbis dann vorläufig den weiteren Aufbau der Wehr
. Kurz darauf besorgte man 200 Gewehre und 2 Maschinengewehre, doch nun zogen sich die Meldungen von Freiwilligen so schleppend dahin, daß die Wehr auch nach einem halben Jahr noch nicht in Dienst gestellt werden konnte. Das war auf die geringe Beteiligung des Bürgertums zurückzuführen, das [S. 49] sich größtenteils weigerte, den Aufrufen des gemäßigt linken Wehrausschusses zu folgen. Immerhin hatten sich bis Ende des Jahres 112 Personen für die Wehr beworben. Nunmehr widersetzte sich aber Dr. Behrens, der konservative Bürgermeister Schleswigs, der Indienststellung; vermutlich, weil seine Bemühungen um eine größere Beteiligung der Bürgerschaft ergebnislos verlaufen waren und die Mehrheit der Bewerber sich aus Sozialdemokraten und Gewerkschaftern zusammensetzte.
 Erst nachdem Behrens eine seiner politischen Einstellung genehme Neubildung des Wehrausschusses durchgesetzt hatte und die Weichen für eine bürgerlich orientierte Wehr gestellt waren, gab er das Signal für die Aufstellung
.

Auch in Kiel hatte der Anfang April 1919 vom Arbeiterrat eingesetzte Schutzwehrausschuß sich ganz nach den Bestimmungen des Volksrat-Regulativs gerichtet
. Eine Zusammenarbeit mit dem bürgerlichen Kieler Ordnungsbund lehnte der Schutzwehrausschuß ab
. Als die Statuten des Schutzwehrausschusses durch die neuen Bestimmungen des preußischen Innenministers hinfällig wurden, erklärte der von der SPD geführte Magistrat der Stadt, daß "unter den hiesigen Verhältnissen ein Bedürfnis zur Bildung von Einwohnerwehren" ohnehin nicht erkennbar sei, da entsprechende Anträge ihm bislang nicht gestellt worden seien
. Offensichtlich versuchte die Kieler SPD jetzt, eine Einwohnerwehr zu verhindern, da eine starke Beteiligung der im Kieler Ordnungsbund organisierten Bürgerschaft nach den neuen Bestimmungen kaum noch zu vermeiden gewesen wäre. Oberpräsident Kürbis aber bezeichnete den vom Magistrat eingenommenen Standpunkt als "unverständlich" und forderte diesen auf, "nicht erst diesbezügliche Anträge abzuwarten, sondern nach nochmaliger Prüfung gemäß Ziffer 2 des Regierungserlasses selbständig vorzugehen“
. Für seinen Standpunkt erhielt der Magistrat jedoch ungewöhnliche Rückendeckung durch das örtliche Marinestationskommando, das der Kieler Gesamtbevölkerung und insbesondere der Arbeiterschaft eine besonnene Haltung bescheinigte und versicherte, daß gegen mögliche kleinere Unruhen und Plünderungsversuche die in Kiel stationierten Truppenverbände ausreichend Schutz bieten würden
. Damit war die Frage einer Einwohnerwehr für Kiel  vorerst erledigt.

[In Fn 36 auf S. 124 ergänzt Jensen: Nach langem Widerstand war auch Kiel im Februar 1920 vom Referenten für EW zur Einrichtung einer Einwohnerwehr genötigt worden; zu einer Gründung kam es jedoch nicht mehr. StA Kiel, Nr. 32554.]

3. Arbeiterwehr

3.1 Stadtarchiv Kiel, Sign. 20907, Akten des Magistrats zu Kiel betreffend Revolution (Kapp-Putsch) 1920.
Blatt 144 Vorder- und Rückseite

Transkript Klaus Kuhl, 14. Juli 2019

Hervorhebungen im Original. 

Vorderseite Maschinenschrift:

Polizeipräsident

Kiel, 11. Dezember 1920

[Zusammenfassung Kuhl:] Poller erklärt, dass er keine Auskünfte bzgl. Aufbau der Arbeiterwehr geben könne, man solle sich an folgende Führer/Mitglieder des damaligen Wehrausschusses, die die Bildung der Arbeiterwehr seiner Zeit geleitet haben, wenden:

· Schriftleiter Wilhelm Schweizer, Brommystraße 20.

· Feuerwerksmaat a.D. Rudolf Rannow
, Waitzstraße 26.

· Parteisekretär Fritz Hansen
, Großer Kuhberg 19,

· Obersteuermannsmaat a.D. Paul Dräger, Adolfstraße 21,

· Maschinenbauer Bruno Paul, Heischstraße 10.

gez. Poller

Rückseite handschriftlich:

Herr Schweizer erklärte, dass die Arbeiterwehr ohne Mitwirkung einer Behörde durch die Arbeiter bezw. deren Führer selbst gebildet worden ist. Sie sollte weitere blutige Vorgänge möglichst vermeiden. Die Genehmigung zur Bildung und dem Fortbestehen bis zur Auflösung wurde nachträglich von der Regierung erteilt, die auch die Kosten getragen hat. Welche Reichsinstanzen in Frage kommen konnte Schweizer nicht angeben. 
Begl.
Wielrin [?]

20/12

3.2 Stadtarchiv Kiel, Sign. 33674, Akte Lohn- und Arbeitsamt. Generalstreik 1920.
Blatt 30 Vorder- und Rückseite

Brief von Gustav Schatz, Buchdrucker Kiel Wik, Knorrstr. 21 III, den 2.4. 1920

Beschwerde wegen Entlassung, weil er in der Arbeiterwehr tätig war.

Handschriftlicher Vermerk auf der Rückseite. 13. April

Briefentwurf.

Tel. Rücksprache mit Herr Jebens (Eigentümer der Buchdruckerei). Jebens sagt Entlassung wegen Streik, weigert sich irgendwelche Zahlungen für die Streiktage zu leisten. Schatz muss klagen.
3.3 Regina Rocca 
Der Kapp-Lüttwitz-Putsch in Kiel. In: Demokratische Geschichte – Jahrbuch zur Arbeiterbewegung in Schleswig-Holstein III, herausgegeben vom Beirat für Geschichte der Arbeiterbewegung und Demokratie in Schleswig-Holstein, Kiel 1988, S. 301 f.
 
Am 25.3. 20 wurde dann die Arbeit wieder aufgenommen. Zunächst hatten die Arbeiter auch die Bildung einer Arbeiterwehr durchsetzen können; noch während der Verhandlungen mit dem Magistrat erfolgte die Zustimmung der Regierung zur Gründung einer solchen Formation. Gerade die Bildung einer Sicherungstruppe aus organisierten Arbeitern wurde nach dem Putsch immer wieder als eine der wichtigsten Voraussetzungen für den Aufbau eines republikanischen Staates bewertet.

Doch schon bald ergab sich die Auflösung der gerade erst gegründeten Arbeiterwehr dadurch, daß über den 20. 4. 20 hinaus von der Regierung keine Mittel mehr zur Bezahlung dieser Formation zur Verfügung gestellt wurden. Die Erbitterung darüber war bei MSPD, USPD und KPD nicht zuletzt deshalb so groß, weil für die Freikorps-Truppen im Ruhrgebiet „noch Gelder flüssig gemacht wurden". Die aktive Arbeiterwehr Kiel wurde zum 24.4. 20 aufgelöst.96

Anm. 96: Vgl. SHVZ v. 26. 4. 20.
3.4 Leserbrief Wilhelm Schweizer an die SHVZ 1958 (Auszug):

Transkript Klaus Kuhl.

Dass ich vom ersten bis letzten Tag des Kapp-Putsches diese Dinge in der Hand gehabt habe, ist den alten Kielern ja bekannt. Ich selbst bin in der Station geblieben und habe zwei Bataillone Arbeiterfunktionäre einkleiden lassen, mit Waffen versorgt und alles kaserniert. Ein Bataillon war in der Kaserne in Wik
 das andere Bataillon in dem Erholungsheim in Gaarden auf den Erholungsberg.
 Die bewaffneten eingekleideten Arbeiter wählten mich dann einmütig als ihren Kommandeur and so saß ich in der Station mit einem kleinen Stab Funktionäre, bis dann auf Drängen der damaligen provisorischen Reichsregierung die Arbeiterwehr in Kiel aufgelöst werden musste. Hugo Hase
, Gustav Noske
 und andere damalige führende Leute in Berlin haben mich wochenlang gedrängt, die Dinge in Kiel abzuschließen, bis man mir eines Tages einen Regierungskommissar namens Nass nach Kiel schickte, mit dem ich dann lange verhandelt habe über die Bewaffnung und Entlassung der Funktionäre aus den Kasernen. Die Leute sind dann wieder an ihre Arbeitsplätze gegangen und haben wieder im Zivilberuf gearbeitet.
3.5 Karl Meitmann, Grenzfriedenshefte 1963

Vortrag im Tönnies-Heim in Kiel, Hrsg Gerhard Beier.
Erhalten von Kalle Schunck: 
Schade finde ich, dass verschiedentlich Zusammenfassungen gemacht wurden, aber das hatte wohl Platz-Gründe. Dabei ist aus meiner Sicht leider auch der Abschnitt über die Einwohnerwehr/Arbeiterwehr "untergegangen" (S. 159 f.). Es gibt kaum Infos über die Arbeiterwehr und meine Vermutung war, dass der schnelle Aufbau wohl auf der Grundlage der Einwohnerwehr (zumindest in Kiel) erfolgt sein muss. Es gab verschiedentlich Aufrufe des Arbeiterrats in die Einwohnerwehr zu gehen. Das Büro befand sich im Kieler Polizeipräsidium. 
Insofern wäre ich interessiert, den kompletten Vortrag Meitmanns zu bekommen. Liegt bei der FES.
3.6 Republik 

3.4.1920 (S. 2)
Versammlung der Funktionäre sämtlicher Betriebe.

Zum ersten Male hatte der von der Kieler Arbeiterschaft eingesetzte Vollzugsausschuß seine Mandatgeber in der „Deutschen Wacht“. versammelt [lt. Bekanntmachung in VZ vom 30.3. fand diese am 31.3. statt]. Der Vorsitzende, Genosse Kuhn, umriß die Aufgaben desselben, um dann auf die Verhandlungen mit dem Regierungskommissar Dr. Köster über die Finanzierung der Arbeiterwehr überzugehen. Die Existenzberechtigung der Arbeiterwehr ist erstmal sichergestellt, bis die Löwenfelder Truppen restlos entwaffnet und aufgelöst sind. Dann soll die Verschmelzung der Arbeiterwehr mit der Sicherheitswehr und Reichswehr erfolgen. Um der Reaktion einen Damm entgegenzustellen ist der Aufbau einer Miliz im proletarischen Sinne sofort in Angriff zu nehmen. Diese Aufgabe kann nur dann gelöst werden, wenn der Funktionärskörper als Willensträger der breiten Massen geschlossen hinter seinen Forderungen steht. Vereinzelt sind wir nichts, vereinigt riesenstark, mit diesen Worten schloß der Bericht.
Vom Wehrausschuss gab der Genosse Paul den Bericht über die bisherige Tätigkeit. Er betonte, daß die Arbeiterwehr ihre Existenzberechtigung in den Straßenkämpfen bewiesen hat. Aufgabe des Wehrauschusses, ebenso Soldatenrates, muß es sein, die Arbeiterwehr zu festen Formationen zusammen zu schließen und in Kasernen unterzubringen. Es muß eine Wehr geschaffen werden, die der Reichswehr überlegen ist. Sämtliche Redner sprachen im gleichen Sinne und betonten, daß alles eingesetzt werden soll, daß die Forderungen, die bei Aufnahme der Arbeit gestellt wurden, bedingungslos erfüllt werden müssen. Ein Vertreter der Sicherheitswehr führte treffend aus, wie notwendig die Durchsetzung dieser Wehr ist. Er forderte, daß nicht nur 900, sondern mindestens die Hälfte durch die Arbeiterwehr ersetzt werden müsse. Aus eigener Erfahrung erklärte er, daß die Arbeiterwehr im Sicherheitsdienst ihre volle Pflicht getan und sicher auch weiter dieser Pflicht bewusst ist.
Um die Finanzierung des Vollzugsauschusses sicherzustellen, findet folgender Antrag einstimmige Annahme: Die Versammlung der politischen und gewerkschaftlichen Vertrauensleute beauftragt den Vollzugsausschuss, Richtlinien auszuarbeiten, die dahin gehen, daß jeder Betrieb, jeden sozialistischen Arbeiter veranlasst, seinen Beitrag zur Finanzierung des Vollzugsrates zu geben. Um die vorläufige Finanzierung zu sichern, übernehmen die drei Parteien die Kosten gemeinschaftlich. 

Folgende Resolution bekundete einstimmig das Solidaritätsgefühl der Arbeiterschaft:

Die am 30. März in der „Deutschen Wacht“ versammelten politischen und gewerkschaftlichen Vertrauensleute ersehen in dem Aufmarsch der weißen Garde gegen das Proletariat im Ruhrgebiet eine neue Bedrohung der deutschen Arbeiterschaft. Die Versammlung ist sich ihrer Aufgabe bewusst, in dieser kritischen Situation proletarische Solidarität zu üben. Sie erblickt in der restlosen Bewaffnung der Arbeiterklasse und einen bei gegebener Zeit zu erneuernden Generalstreik die einzige Losung zur Befreiung des Proletariats.
Nach einer nochmaligen Mahnung des Vorsitzenden, Geschlossenheit zu wahren, wurde die von 1500 Funktionären besuchte Versammlung geschlossen.

[Es werden Soldatenrat und Sicherheitswehr erwähnt, offenbar haben beide Einrichtungen in gewisser Weise überlebt oder wurden während des Putsches neu organisiert.?? Mit Sicherheitswehr scheint aber eher die Einwohnerwehr und nicht die damalige Soldatenratstruppe gemeint zu sein.]
3.4.1920 (S. 2)
Von der Marinestation der Ostsee

geht uns mit der Bitte um Veröffentlichung folgendes Schreiben zu:

„Die Ereignisse der letzten Zeit haben es mitr sich gebracht, daß verschiedenen Städte im Reiche, allen tatkräftigen Schutzes entblößt, zur Selbsthilfe greifen mussten. So auch in Kiel. Nach Vertreibung der unter Führung monarchistischer Offiziere stehenden Truppen wird die Ordnung durch eine gutdisziplinierte Arbeiterwehr aufrecht erhalten, die gegenwärtig ca. 1800 Mann umfasst. Diese Truppe versieht zusammen mit  der Schutzmannschaft und der Sicherheitspolizei, in der bis jetzt 200 Arbeiter als Beamte aufgenommen sind, den Sicherheitsdienst. Alle Gerüchte, wonach Kiel von Kommunisten terrorisiert [?] wird, sind frei erfunden. Tatsache ist, daß sich die Bevölkerung unter dem Schutze der Arbeiterwehr sicher fühlt. Das Geschäfts- und Erwerbsleben geht seinen friedlichen Gang.

Mit der Ernennung des Mehrheitssozialdemokratischen Garbe zum Gouverneur ist die Regierung dem Wunsch der weitetsten Bevölkerungskreis, vor allem der Garnison, entgegengekommen. Die Ausbildung des Mannschaftsersatzes für die Reichsmarine, die einige Tage unterbrochen war, geht planmäßig weiter. Die militärische Disziplin hat keineswegs gelitten. Alle Verbände des Marinestation der Ostsee halten pflichtbewusst zusammen.

Der Dienstbetrieb der Station wird z. Zt. unter der Leitung von  Offizieren aufrechterhalten, die sich vor und während des Putsches als durchaus auf dem Boden der Verfassung stehend bewährt haben.“

Wir haben nur hinzuzufügen, daß bekanntlich unsere Forderungen wegen der grünen Polizei [Sicherheitspolizei] noch weiter gehen. Wir sind nicht damit beruhigt, daß man 200 Arbeiter in die grüne Polizei aufgenommen hat, sondern um ganz sicher zu gehen, muß die grüne Polizei in der Arbeiterwehr aufgehen und die finanzielle und sonstige Anerkennung unserer Arbeiterwehr durch die Regierung muß so schnelle als möglich erfolgen.
3.7 SHVZ

25.3.1920

Ehrung der Gefallenen

Bericht Beerdigung

…Spitze aber, von hochwehender roter Fahne geführt, bildete fast ein Bataillon Arbeiterwehr. Die Gewehre geschultert in musterhafter militärischer Ordnung boten diese Zivilsoldaten einen Anblick, der jeden wahrhaft freiheitlich fühlenden Menschen erheben …

KK: Nach den entsprechenden Fotos trugen nur wenige Mitglieder der Arbeiterwehr Uniform. (Argument dagegen, dass Foto „Zeitfreiwillige“ die Arbeiterwehr zeigen würde.) Allerdings haben auf dem Foto „Arbeiterwehr Gaarden“, die Mitglieder ähnliche Uniformen an, wie im Foto „Zeitfreiwillige“.
27.3.1920

Bekanntmachung Gouverneur Garbe

Für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung wird ein Teil der Arbeiterschaft für die Arbeiterwehr benötigt. Die Arbeitgeber möchten bitte die Arbeitsstellen dieser Personen freihalten.

8.4.1920 

Es bleibt unklar, ob es sich hier um einen Bericht über dieselbe Versammlung wie in der Republik vom 3.4.1920 (s.o.) handelt
. Es wäre auch denkbar, dass es sich um einen erneuten Bericht über die Versammlung der SPD-Vertrauensmänner vom 27. März 1920 handelt. Die Inhalte sind sehr ähnlich.
Vertrauensmännerversammlung.

Die gestrige Vertrauensmännerversammlung beschäftigte sich zunächst mit der neugegründeten Arbeiterwehr. Die Genossen Hansen und Rannow berichteten über ihre bisherige Tätigkeit. Nach ihren Ausführungen können die Kieler Arbeiter stolz sein auf das in den Tagen des Umsturzes Erreichte, denn Kiel ist wohl die einzigste Stadt, die sich eine ordnungsmäßig bewaffnete Arbeiterwehr geschaffen hat. Daß sie als einzigster Fremdkörper im Rahmen der großen militärischen Organisation auf die Dauer nicht möglich ist, hielten auch die Vertrauensleute für selbstverständlich. Es war ihnen klar, daß nach Beseitigung der Gefahr, die hauptsächlich vom Lockstedter Lager ausgeht, an einen Umbau der Arbeiterwehr und ihre Eingliederung in den militärischen Apparat gedacht werden muß. Die Vertreter sämtlicher sozialistischer Parteien im Wehrausschuß sind sich darin einig, daß es zur Aufrechterhaltung unserer zuverlässigen Truppe nur drei Möglichkeiten gibt: den Übertritt in die Sicherheitswehr oder in die Reichswehr und den Eintritt in die neugegründete Einwohnerwehr. Eine bewaffnete Arbeiterschaft ist der beste Schutz gegen alle politischen Defraudeure. Deshalb ist der letzte Weg für uns der wichtigste. Kein Parteigenosse darf deshalb mit dem Eintritt in diese Schutz- und Trutzwehrorganisation zögern,. Selbstverständlich wollen wir keine wilde Bewaffnung, die, wie Hansen und Rannow ganz richtig sagten, nur zur Anarchie führt. Die Ausgabe der Waffen muß gut organisiert werden, und unsere Genossen im Wehrausschuß haben erfreulicherweise durchgesetzt, daß zunächst heute, Freitag und Sonnabend, Listen ausgelegt werden, in die sich alle Arbeiter einzutragen haben, die in die Wehr aufgenommen werden wollen. Sodann wird eine Sichtung der Eingezeichneten vorgenommen, wobei selbstverständlich die Parteizugehörigkeit ganz außer Betracht bleibt, und dann erst werden die Waffen verabfolgt. Lebhafte Entrüstung rief in der Versammlung die Mitteilung hervor, daß von den linksstehenden Parteien trotz dieser von ihnen anerkannten Grundsätze bereits Waffen verteilt wurden. Dieser Verstoß gegen Treu und Glauben wurde von allen Rednern gebührend gekennzeichnet und schleunigste Abhilfe gefordert. Durch Abstimmung sprachen sich die Vertrauensleute einstimmig für eine organisierte Bewaffnung aus.
Sodann sprach Genosse Spiegel über die bevorstehende Oberbürgermeisterwahl. …

Der dritte Punkt der Tagesordnung, Maifeier, wurde … zurückgestellt.

26.4.1920

In dieser Ausgabe auch Bekanntgabe der Auflösung der Arbeiterwehr zum 24.4.1920 weil keine Mittel mehr von der Regierung kamen, obwohl „für die Freikorps-Truppen im Ruhrgebiet noch Gelder flüssig gemacht wurden“. (Siehe Regina Rocca: Der Kapp-Lüttwitz-Putsch in Kiel, S. 302)

3.8 Otto Preßler

Auszug aus:

Detlef Siegfried: „Ich war immer einer von denen, die kein Blatt vor den Mund nahmen!“ – Kontinuitäten und Brüche im Leben des Kieler Kommunisten Otto Preßler. In: Gesellschaft für Politik und Bildung S-H e.V., "Demokratische Geschichte IV", Kiel 1989, S. 259–330, hier S. 276. Online zugänglich (aufgerufen 3. März 2020) unter: https://www.beirat-fuer-geschichte.de/fileadmin/pdf/band_04/Demokratische_Geschichte_Band_04_Essay11.pdf.

Mit den siegreichen Kämpfen war jedoch das Selbstbewußtsein der Arbeiter erheblich gestärkt worden und die Hoffnung griff um sich, nun doch noch die „halbe Revolution" vom Vorjahr weiterführen zu können. Die „Republik" notierte: „Überall trifft man die Entschlossenheit, die Waffen zu behalten und wenn es sein muß von neuem das Leben zu wagen. Ein erfreulicher Geist ist auch in den Reihen der rechtssozialistischen Arbeiterschaft eingekehrt. Die Parteiengegensätze waren in den letzten Tagen verwischt. Arbeiter aller sozialistischen Parteien standen Schulter an Schulter im Kampf."(66) Auch Otto Preßler mochte in diesen Tagen auf seine Waffe nicht verzichten. Unter den Genossen machte die Geschichte die Runde, wie er das erste Mal nach den heißen Tagen des Putsches mit seiner Freundin und späteren Frau Clara einen gemeinsamen Ausflug unternehmen wollte. Man traf sich am Bahnhof und begrüßte sich stürmisch, bis Clara ihren Otto etwas irritiert fragte: „Was hast Du denn da für'n hartes Ding in der Jackentasche?" Und darauf Otto bedrückt: „Clara, ich muß nochmal schnell nach Hause!" Da habe er, so seine Tochter, erst einmal die Pistole wegbringen müssen.(67)

Der Generalstreik wurde weitergeführt und die Gewerkschaften verlangten die Säuberung militärischer und staatlicher Stellen  von Konterrevolutionären, Demokratisierung und verschiedene Sozialisierungsmaßnahmen. Die Streikenden forderten vom

Magistrat die Bildung einer „Arbeiterwehr", die Bezahlung der Streiktage und ein Verbot weiterer Entlassungen. Ein „Exekutivrat" aus Gewerkschaften, SPD, USPD, KPD und DDP sollte die Durchführung der Forderungen kontrollieren. Magistrat und Arbeitgeber machten eine Reihe von Zugeständnissen; bald nach der Arbeitsaufnahme wurden jedoch keine Regierungsgelder mehr für die eben gebildete Arbeiterwehr zur Verfügung gestellt, so daß der Verband nach einem Monat bereits wieder aufgelöst werden mußte.(68)

Anmerkungen

66: Zit. Rocca, S. 297.

67: Gespräch Lisa Herrmann.

68: Die Arbeiterwehren waren in den Stadtteilen unter maßgeblicher Mitwirkung von SPD- und KPD-Funktionären gebildet worden. Nach den Erinnerungen Preßlers wurden sie in Dietrichsdorf, Ellerbek, Wellingdorf, Gaarden und Friedrichsort von der KPD geführt (Wie Anm. 5 [Interview mit Otto Preßler von Karl Siebig, 15.5.1979]).

Detlef Siegfried: Das radikale Milieu. Sozialwissenschaft und Linksradikalismus 1917-1922. Wiesbaden 2004.
Auszug (S. 120):

Bei der Abwehr des Kapp-Putsches im Frühjahr 1920 taten sich die aktionistischen Linksradikalen nördlich des Kanals hervor. Die meisten der nach Stadtteilen strukturierten bewaffneten Arbeiterwehren sollen unter kommunistischer Führung gestanden haben. Den „Vortrupp“ bildete, wie sich Otto Preßler, der spätere rechtskommunistische Kieler KPD-Vorsitzende erinnerte, die Torpedowerkstatt in Friedrichsort. „Da waren auch die rührigsten Kader der KPD.“ Die Arbeiterwehr von etwa 100 Personen veranstaltete regelrechte Felddientsübungen mit Platzpatronen“ und verfügte über eine eigene Waffenkammer in der Feste Friedrichsort.(56)
Anm. 56: Interview mit Otto Preßler von Karl Siebig, 15.5.1979
Klaus Kuhl, Interview mit Otto Preßler. Kiel 1980. Online zugänglich (aufgerufen 3. März 2020) unter: http://www.kurkuhl.de/de/kapp-putsch/interview_pressler.html

[S. 4 f.]

KK: Also es gab in allen Stadtteilen, in allen Betrieben solche Aktionsausschüsse, die Truppen aufstellten, Bewaffnung organisierten. 

Ja, das war denn doch in diesen Tagen, das mit dem Truppen aufstellen, das ging eigentlich sehr kompakt und auch in Zusammenhang mit den Kämpfen in Kiel vonstatten. Dann wurde die Arbeiterwehr gegründet, dann wurde die Hilfe der Behörden in Anspruch genommen, auch in Bezug auf die Finanzierung, der dann in der Arbeiterwehr tätigen Kollegen. Sie bekamen ihre Uniformen, ihre Waffen, ihre Tagelohn usw. und sie taten dann ihre Tätigkeit als Angehörige der Kieler Arbeiterwehr.
KK: So gründlich wurde das organisiert? 

Ja, in den einzelnen Stadtteilen. In Gaarden in der Kaiserstrasse und in der Wik und oben im Norden. Das war dann richtig organisiert nachher...

KK: ... von diesen Aktionsausschüssen und da waren meistens Vertreter von allen drei Parteien drin. 

Ja, ja, ja.

[…]
[S. 7] Also es ging eigentlich überall los. Das ging in Gaarden auf der Kaiserlichen Werft los. Das ging in der Wik um die Kasernen rum los. Das ging in Friedrichsort los. Überall ging das los, wo die Arbeiter sich bewaffneten und dergleichen mehr. Und daraus wurde dann auch die Kieler Arbeiterwehr gegründet. Und die waren richtig wollen mal sagen formationsmäßig, militärmäßig zusammengefasst in ……., die waren stationiert in Dietrichsdorf, in Friedrichsort, in der Wik, in den Kasernen, in Gaarden usw.

3.9 Paetau, Märzstürme
Auszüge aus:

Rainer Paetau: Märzstürme über Kiel. Sozialisten, Kapp-Putschisten und die Weimarer Republik von 1920. In: Rainer Paetau und Holger Rüdel (Hrsg.): Arbeiter und Arbeiterbewegung in Schleswig-Holstein im 19. und 20. Jahrhundert. Neumünster 1987 (Studien zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins Bd. 13), S. 311–346, hier S. 341 f.
In diesem Zusammenhang [Forderung der Kieler Arbeiterschaft anlässlich der Verhandlungen zum Abbruch des Generalstreiks] ist auch die Kieler Arbeiterwehr zu nennen. Republikanisch zuverlässige und bewaffnete Arbeiter sollen Schutz vor den Freikorps-Soldaten und Marineoffizieren bieten sowie allgemeine Ordnungs- und Bewachungsdienste leisten. Die organisatorisch selbständige Arbeiterwehr kooperiert dabei mit der Sicherheitspolizei, die bereits durch Arbeiter verstärkt wurde, als Kommandeur von Winterfeld am 17. März flüchtete und Polizeipräsident Poller politisch kompromittierte Polizisten zunächst beurlaubte.(67) Bewaffnete Arbeiter traten zwar schon am ersten Putschtag auf, aber eine organisierte Arbeiterwehr ist erst seit den letzten Tagen der Levetzow-Lindemann-Usurpation entstanden unter Führung von Wilhelm Schweizer (USPD).(68) Da die Regierungen Preußens und des Reichs die vorläufige Existenz der Arbeiterwehren nachträglich billigen und da die Bezahlung des Dienstes gewährleistet wird, treten bis zu 1500 Personen der Kieler Arbeiterwehr bei. Aber einen durchschlagenden Erfolg verbucht das Experiment nicht. Nach dem 20. April löst die Kieler Arbeiterwehr sich rasch wieder auf, weil keine weiteren staatlichen Mittel zur Besoldung genehmigt werden. Zudem hat die Arbeiterwehr sich zum Schluß überwiegend aus Arbeitslosen rekrutiert, die Gouverneur Garbe im republikanischen Sinne für wenig zuverlässig hält; er hat sich deshalb dafür eingesetzt, das Provisorium auslaufen zu lassen.(69)

Anmerkungen:

21: Die Sicherheitspolizei (Sipo) war Anfang November 1919 aus ehemaligen Offizieren und Unteroffizieren zu Wachdiensten aufgestellt worden. Zum Verhalten der Polizeikräfte während des Kapp-Putsches s. LAS Abt. 301/4458; KiZ, Nr. 137, 21.3. 1920; sowie die - allerdings nicht immer zuverlässige – Darstellung von Gerd Stolz, Geschichte der Polizei in Schleswig-Holstein, Heide 1978, S. 64. - Zu den letztlich gescheiterten Versuchen des sozialdemokratischen Oberpräsidenten, in Schleswig-Holstein republiktreue Einwohnerwehren nach den revolutionären Ereignissen von 1918/19 aufzustellen, vgl. Rainer Paetau, Arbeiterbewegung und bürgerliche Gesellschaft in Schleswig-Holstein zwischen Kaiserreich und Weimarer Republik, phil. Diss. Berlin 1985 (im Druck: Neumünster 1987
).

67: ZStAM
, Rep. 77 Tit. 4003 Nr. IA 1, Bl. 21f: vgl. auch Anm. 21 oben.

68: Nach dem Radbruch-Bericht soll die Bildung einer Arbeiterwehr am 18. 3. nachmittags erörtert worden sein; vgl. Kapp-Putsch in Kiel (s. Anm. 2 [Dähnhardt/Granier, Kapp-Putsch in Kiel]), Dok. 23, S. 110.

Vgl. auch die Mitteilungen des Oberpräsidenten vom 26. 3., daß in Kiel eine „organisierte Arbeiterwehr ... in Bildung begriffen“ sei; in: GStAB
, Rep. 77 Nr. 7329 (Lageberichte an den Staatskommissar für Überwachung der öffentl. Ordnung). - 

Im „Wehrausschuß“ als Führungsgremium waren MSPD- und USPD-Funktionäre vertreten; Mitglieder waren: Wilhelm Schweizer, Fritz Hansen, Rudolf Rannow, und Bruno Paul; vgl. StadtA-Kiel, 20907, Bl. 144. In einer Bekanntmachung des Wehrausschusses wurden dagegen folgende Namen genannt: Hansen, Rannow, Paul, Arpe, Wenz; vgl. KiZ, Nr. 148, 27. 3. 1920.

69: Vgl. BA, R 43 I/2710, Bl. 126 f. u. 161
; BA-MA, RM 20/433, Bl. 95 u. RM 20/434 (Schreiben Dr. Struve
, Kiel, vom 7.5. 1920); StadtA-Kiel, 20907, Bl. 133; Republik, Nr. 81, 21.4.1920.
3.10 Jürgen Jensen
Jürgen Jensen: Einwohnerwehren und Selbstschutzorganisationen in Schleswig-Holstein 1918–1921. Kiel 1991 (Hausarbeit bei Prof. Helmut Grieser zur Wissenschaftlichen Prüfung für das Lehramt an Gymnasien, Universität Kiel, 1991). (Hinweis in Wikipedia: Einwohnerwehr.)

Der Autor ist weder verwandt noch bekannt mit dem langjährigen Leiter des Stadtarchivs Kiel und Vorsitzenden der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte Dr. Jürgen Jensen.

Auszug S. 120–130; alle Fußnoten vom Autor soweit nicht anders vermerkt:

7. Arbeiterwehren

Im Verlauf des Kapp-Lüttwitz-Putsches und nach seiner Niederschlagung wurden auch in der Provinz Schleswig-Holstein zahlreiche Arbeiterwehren aufgestellt. Im Unterschied zu den behördlich registrierten Einwohnerwehren findet sich zu den meist spontan gebildeten Abwehrverbänden der Arbeiterschaft allerdings kaum Aktenmaterial. Es 1äßt sich daher nur schwer feststellen, in welchen Fällen bewaffnete Arbeiter auch in organisierten Formationen zusammengefaßt wurden, die über die Märzereignisse hinaus bestehen blieben. Die Unterschiedlichkeit der Arbeiterwehren soll hier anhand zweier Beispiele dargestellt werden.

In Schleswig hatte Major Lattorf, Kommandeur von zwei im Schloß Gottorf stationierten Husarenschwadronen, die Befehlsgewalt im Namen des Kapp-Regimes übernommen. Regierungssekretär Karl Meitmann, der zuvor im Schutzwehrausschuß der Stadt tätig gewesen war, begann daraufhin mit der Aufstellung einer Arbeiterwehr den bewaffneten Widerstand gegen die Kommandantur Lattorfs vorzubereiten
. 
Ein Aktionsausschuß leitete die Waffenbeschaffung und entwickelte in dieser Aufgabe ein bemerkenswertes Organisationstalent: Die Arbeiter griffen zunächst auf Waffenverstecke aus der Revolutionszeit zurück, entwaffneten eine der Marinevereinigung angehörende Fischersiedlung im Norden der Stadt und später auch einzelne Militärposten sowie einen Gewehrtransport
. Meitmann fuhr mit dem Fahrrad nach Husum, um dort Gewehre der Einwohnerwehr zu beschlagnahmen. Außerdem 1ieß er zwei Maschinengewehre von im Husumer Hafen liegenden Minensuchbooten abbauen
. Der Aktionsausschuß entsandte auch Gruppen von Arbeitern zu den umliegenden Dörfern, wo sie mehrere Einwohnerwehren zur Abgabe ihrer Gewehre überredeten. Selbst von der Kappelner Stadtwehr erhielt der Aktionsausschuß zwei Maschinengewehre
. Hervorzuheben ist, daß die Schleswiger Arbeiter bei allen Entwaffnungsaktionen eine besonnene Haltung zeigten und weder Gewalt anwendeten noch auf nennenswerte Gegenwehr stießen. Schließlich verfügte die Schleswiger Arbeiterwehr über 157 Gewehre und Karabiner sowie 5 Maschinengewehre
. Am 18. März ging die Arbeiterwehr zur Initiative über. Geführt von Meitmann, der im Krieg als Feldwebel gedient hatte, gelang es den größtenteils kriegserfahrenen Arbeitern ohne große Schwierigkeiten, die im Schloß stationierten Truppen einzukesseln. Sie vermieden jedoch, die belagerte Garnison offen anzugreifen und versuchten stattdessen, die Putschisten durch Verhandlungen von ihrer aussichtslosen Lage zu überzeugen und zur Aufgabe zu bewegen. Dennoch unternahm ein Stoßtrupp der eingeschlossenen Husaren einen Ausfallversuch, der im Maschinengewehrfeuer der Arbeiterposten zusammenbrach. Auf Seiten des Militärs forderte der Kampf sieben Tote und zahlreiche Verwundete; die Arbeiterwehr hatte dagegen keine nennenswerten Verluste zu beklagen
.

Am nächsten Tag traten die Schleswiger Offiziere erneut in Verhandlungen ein, die jetzt von Staatskommissar Köster geführt wurden
, und erklärten sich bald darauf zur Übergabe des Kommandos an den Schleswiger Aktionsausschuß bereit.

In den folgenden Tagen riegelten Schleswiger Arbeiter gemeinsam mit Arbeiterwehren aus den Kreisen Rendsburg und Eckernförde das Gebiet nördlich des Kanals ab, um den Vormarsch des Detach[e]ments Cla[a]ssen zu verhindern, das zuvor in Kiel auf Seiten der Putschisten gekämpft hatte und nun in Richtung Eckernförde-Schleswig rückte
. Meitmann und andere Arbeiterführer vereinbarten mit Korvettenkapitän Cla[a]ssen ein Abkommen, das den Abzug seiner Einheit regeln sollte. Wie Gustav Radbruch sich erinnerte, handelte es sich um „ein seltsames, einem völkerrechtlichen Vertrag ähnliches Dokument, dessen § 1 lautete: "Beide Teile stehen auf dem Boden der Regierung Ebert-Bauer"
.

Nach dem Ende des Generalstreiks lösten sich die bewaffneten Arbeiterformationen im Raum Schleswig und Rendsburg wieder auf, behielten die erbeuteten Waffen aber vermutlich noch bei sich. Obwohl es sich bei den meisten Arbeiterwehren um spontane Zusammenschlüsse handelte, die nur kurzfristig bestehen blieben, zeigt das Schleswiger Beispiel, daß sie als "bewaffneter Arm der Aktionsausschüsse"
 durchaus zu koordinierten Aktionen

fähig waren.

Eine weitaus fortgeschrittenere Organisationsform zeigte die nach dem Kapp-Putsch entstandene Arbeiterwehr in Kiel. Dort hatte sich die Arbeiterschaft im Verlauf des Putsches in großer Zahl Waffen angeeignet. Am 18. März war es in der Kieler Innenstadt zu schweren Zusammenstößen zwischen bewaffneten Arbeitern und den dem Stationskommandanten Levetzow unterstehenden Truppenverbänden der Brigade Löwenfeld und des Kieler Zeitfreiwilligenregiments gekommen, in deren Verlauf etwa 70 Menschen getötet wurden.
 Nur unter größten Anstrengungen gelang es der örtlichen SPD, die Entwicklung wieder unter Kontrolle zu bringen
.
 Nachdem sich die maßgeblichen Ordnungskräfte der Stadt durch ihr Eintreten auf Seiten der Putschisten kompromittiert hatten, konnten die Arbeiterparteien nicht einfach zur Tagesordnung übergehen. Es galt in diesen Tagen, sichtbare Zeichen für die zurück gewonnene Machtstellung der republikanischen Kräfte zu setzen, und dazu gehörte neben der Ernennung des Arbeiterführers Gustav Garbe zum Gouverneur der Stadt Kiel auch die Aufstellung einer schlagkräftigen Arbeiterwehr
. Die Errichtung einer regulären Arbeiterwehr wurde erstmals von den MSPD-Mitgliedern Otto Eggerstedt, Richard Hansen
 und Rudolf Rannow am 18. März erörtert, als in Kiel bereits heftige Kämpfe zwischen Arbeitern und Angehörigen der Brigade Löwenfeld tobten
. Hansen und Rannow hatten sich bereits in den Wochen davor im neu gegründeten Kieler Wehrausschuß mit Einwohnerwehrfragen beschäftigt
. Die Einrichtung einer organisierten Arbeiterwehr erfolgte aber erst, nachdem die Kampfhandlungen beendet waren und wieder Ruhe in die Stadt eingekehrt war. Am 27. März wurde auf einer Versammlung der Vertrauensmänner der SPD in Gaarden über die Form der im Aufbau befindlichen Arbeiterwehr beraten. Man einigte sich, eine Art Miliz einzuführen, deren Mitglieder zunächst ständigen Dienst versehen sollten, ihre Waffen jedoch mit nach Hause nehmen dürften. Ein sechsköpfiger Wehrausschuß wurde mit der Ausarbeitung der Milizdienstordnung beauftragt
 und richtete sich in der Deckoffiziersschule Kiel-Wik ein
.

Die organisatorischen Aufgaben waren in sechs Ressorts aufgegliedert und auf die Auschußmitglieder verteilt worden:

Leitung (Rudolf Rannow)

Allgemeine Wehrangelegenheiten, Außendienst (Richard Hansen)

Bekleidung (Arpe)

Waffen- und Munitionsverwaltung (Wenz)

Kassen, Gehalts- u. Löhnungswesen (Paul Dräger)

Unterkunft und Verpflegung (Bruno Paul)

Ende März 1920 wurde die Kieler Arbeiterwehr dann offiziell ins Leben gerufen. Ihr gehörten etwa 1200 Mann an, die zunächst dauernd Dienst versahen
. Anders als die Einwohnerwehren war die Kieler Arbeiterwehr straff militärisch organisiert: Anfangs in Bezirke untergliedert, wurde die Wehr am 8. April in zwei Bataillone aufgeteilt,

die in der Wik und in Gaarden stationiert waren. Innerhalb der Bataillone übernahmen Kompanieführer die Leitung der kleineren Einheiten. Zum Kommandeur der Wehr wurde der Stadtverordnete Wilhelm Schweizer (USPD) gewählt. Das "Arbeiterwehr-Regiment“ war mit Pferden und Wagen ausgerüstet und besaß wenigstens eine Maschinengewehrabteilung.
 Die Wehrleute waren mit Uniformen aus Marinebeständen einheitlich gekleidet und waren entgegen der ursprünglichen Pläne in Kasernen untergebracht. Sie erhielten wöchentlich Lohn, der umgerechnet einem Tagessatz von 30 Reichsmark entsprach
. Die Mittel zur Besoldung waren vorerst aus einer Marinekasse als Vorschuß ausgelegt worden
.
Der militärische Charakter der Arbeiterwehr hatte vermutlich auch politische Gründe: Die Leiter der Wehr waren sich bewußt, daß diese Formation höchste Disziplin aufweisen mußte, um auch gegenüber den politischen Gegnern von rechts zu demonstrieren, daß die Arbeiterbewegung aus eigener Kraft in der Lage war, Ruhe und Ordnung in der Stadt wiederherzustellen. Schon bei der Indienststellung der Wehr hatte Rannow die Wehrmitglieder dazu aufgefordert, sich um „gute Disziplin und straffe Manneszucht" zu bemühen, „um das Ansehen der Arbeiterwehr zu heben"
. Die Sorgen um die Haltung und das Betragen der Truppe in der Öffentlichkeit waren offenbar nicht gänzlich unbegründet: Das Kommando der Wehr sah sich wiederholt veranlaßt, selbständige Beschlagnahmungen der Bezirks- bzw. Kompanieführer zu verbieten und den 
[image: image1.emf]


Kieler Arbeiterwehr Anfang April 1920 (Foto: Stadtarchiv Kiel)
 

Wehrleuten die Abgabe aller beschlagnahmten Waffen beim Wehrausschuß zu befehlen. Auch der Umgang mit der Ausrüstung gab dem Wehrausschuß Anlaß zu Klagen:

„Da immer noch Fälle von Vergehen gemeldet werden, wird hiermit folgendes bestimmt: 1. Wer Staatseigentum entwendet, vernichtet oder böswillig beschädigt, wird sofort entlassen und zur Bestrafung der Polizei übergeben. (…)“

Tatsache war, daß allein schon die Existenz der Arbeiterwehr im Umland Gerüchte aufkommen ließ, nach denen Kiel nunmehr von "Roten Garden" beherrscht werde.
 In Kiel selbst war von Beunruhigung dagegen wenig zu spüren. Die Arbeiterwehr operierte in engem Verbund mit der Sicherheitspolizei, in die ebenfalls eine größere Anzahl von Arbeitern aufgenommen worden war
. Gouverneur Garbe erklärte, daß sich die Bevölkerung unter dem Schutze der Arbeiterwehr sicher fühle, und selbst der konservativen Presse Kiels bot das äußere Erscheinungsbild der Truppe keinen Anlaß zu Beanstandungen
. Als Kokarde des Regiments wurden die Farben Schwarz-Rot-Gold eingeführt, „um allen Gerüchten über rote Armee und dergleichen entgegenzutreten“
.
Mitte April unterrichtete die Reichsregierung das Oberpräsidium in Kiel, daß weitere finanzielle Mittel für die Arbeiterwehr nicht zur Verfügung ständen und fügte hinzu, daß die Entente die Auflösung der Arbeiterwehren fordere
. Eine Versammlung der Vertrauensmänner von SPD, USPD und KPD fügte sich unter Protest dem Beschluß des Reichskabinetts:

„Da die Kieler Arbeiterschaft es nicht auf ein Blutvergießen ankommen lassen will, wenn die Regierung an ihrer Verfügung festhält, erklärt die Versammlung, daß die Kieler Arbeiter der Auflösung der Arbeiterwehr keinen gewalttätigen Widerstand entgegensetzen werden."

Am 21. April ordnete Regimentskommandeur Schweizer die Auflösung der Arbeiterwehr an. Die Angehörigen der Wehr erhielten aber die Erlaubnis, Waffen und Munition mit nach Hause zu nehmen. Dabei kam es vor, daß sich einige Mitglieder hunderte von Patronen aneigneten.
 Dieses Verfahren wurde von Zivilgouverneur Garbe ausdrücklich gebilligt. In diesen Tagen sorgte eine Erklärung für Aufsehen, die Garbe im Reichswehrministerium abgegeben hatte:

"Man sei in Kiel nicht so schlapp wie in Berlin, und wenn er die Auflösung der Arbeiterwehr anordnen würde, so stände der Ausführung dieses Befehls nichts im Wege. Darüber aber müsse man sich im klaren sein, daß die Waffen und Ausrüstungsgegenstände nicht abgegeben würden. Die Arbeiter hätten bewaffnet zu bleiben, nicht zum Schutze der Regierung, wohlgemerkt, sondern zum Schutze der Republik."

Die Äußerung des Kieler Zivilgouverneurs wurde von verschiedenen konservativen Zeitungen im Reich aufgegriffen, und als Beleg für die angeblich unhaltbaren Zustände in dem Marinestandort interpretiert
.
Nachdem der Versuch, die Arbeiterwehr als feste Institution einzurichten, gescheitert war, wollten ihre Gründer zumindest eine stille Reserve an bewaffneten Arbeitern erhalten, denn in den sozialistischen Parteien herrschte in diesen Tagen die allgemeine Besorgnis, daß sich ein Rechtsputsch schon bald wiederholen könne
. Vermutlich blieben die Kommandostrukturen der Wehr informell bestehen, um die bewaffneten Mitglieder im Bedarfsfall erneut in geordneten Formationen aufstellen zu können. Zumindest steht fest, daß die Wehr auch nach ihrer offiziellen Auflösung Versammlungen abhielt. Wilhelm Schweizer, der Kommandeur der Wehr, versicherte zwar später gegenüber den städtischen Entwaffnungsbehörden, daß er Listen über die Angehörigen der Wehr nicht besessen habe und die Mitglieder daher nicht benennen könne
. In Anbetracht der hervorragenden Organisation und Logistik,. über die die Arbeiterwehr verfügte, ist dies jedoch unwahrscheinlich. Naheliegender wäre, daß Schweizer die ehemaligen Wehrmitglieder decken und vor Nachforschungen bewahren wollte. Gleichwohl kann angenommen werden, daß der größte Teil der Arbeiter während der im Herbst 1920 durchgeführten Entwaffnung der Zivilbevölkerung die Gewehre gegen Bezahlung einer Prämie ablieferte. Mit der Entwaffnung der Zivilbevölkerung wurde im gesamten Reich auch die Entwaffnung der Arbeiterwehren angeordnet, Die Auflösung der Einwohnerwehren sollte in unmittelbarem Anschluß folgen.

� Der Autor ist weder verwandt noch bekannt mit dem langjährigen Leiter des Stadtarchivs Kiel und Vorsitzenden der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte Dr. Jürgen Jensen.


� Im Zusammenhang mit der Arbeiterwehr in Kiel wird auch ein Fritz Hansen erwähnt, evtl. könnten hier Namensverwechselungen vorliegen.


� Siehe dazu Wette, Noske, S. 233 ff. sowie Dähnhardt, Revolution, S. 96, 142–145.


� Wette, Noske, S. 235.


� Dähnhardt, Revolution, S. 144.


� Das entsprechende Flugblatt liegt im Stadtarchiv Kiel (StAK) im Original vor. 


� Hervorhebung im Original.


� Es liegen nur sehr wenige Informationen über die Arbeiterwehr vor. Der Bericht des Leutnants der Sicherheitspolizei (Sipo) Kemsies deutet aber eher darauf hin, dass die Arbeiterwehr in den Kasernen der Sipo Eichhof- und Pickert-Kaserne untergebracht war. Siehe: Leutnant Kemsies: Das Verhalten der Sicherheitspolizei Kiel gegenüber der Militärrevolte. 9. April 1920. LAS 301 4458. Online zugänglich (aufgerufen 18. Januar 2020) unter �HYPERLINK "http://www.kurkuhl.de"�www.kurkuhl.de�.


� Damit ist vermutlich das Erholungshaus im Werftpark, heute das Werftpark-Theater, gemeint. Lageplan, Informationen und ein Foto finden sich in Jens Ahlers/Wolfgang Kuessner: Kiel vor 100 Jahren. Ansichten einer Großstadt. Kiel 2010, S. 318 f.


� Gemeint ist vermutlich Hugo Haase, dieser war aber im Oktober 1919 Opfer eines Attentats geworden und daraufhin im November 1919 gestorben.


� Noske dürfte zu dieser Zeit keine Rolle mehr in der überregionalen Politik gespielt haben.


� Früheres Mitglied des Obersten Soldatenrats in Kiel und Mitglied des Zentralrats der Marine.


� Bracker: Einwohnerwehren, 264 f.


� Stamm: Die Einwohnerwehr der Stadt Schleswig, S. 124.


� Ebd. S. 117.


� Ebd. S. 130.


� Ebd. S. 132.


� Vgl. Satzung der Schutzwehr Gross-Kiel. StA. Kiel Nr 32554, S. 20–22.


� Zum Kieler Ordnungsbund vgl. Kap. 8. 1., S. 134.


� Kieler Magistrat an OP v. 15. 5. 1919, StA. Kiel Nr. 32554, S. 38.


� OP an Kieler Magistrat v. 23. 5, 1219, StA. Kiel Nr. 32554, S. 53.


� Kommando der Marinestation an Kieler Magistrat v. 4. 6. 1919, StA Kiel Nr. 32554, S. 59.


� Ehemals Mitglied des Oberrsten Soldatenrats.


� Im Internet wird ein Richard Hansen (Schwager von Karl Meitmann) als Leiter der Arbeiterwehr erwähnt; siehe: Wikipedia-Autoren (Permanetlink, 3. März 2020): https://de.wikipedia.org/wiki/Richard_Hansen_(Politiker),  Radbruch erwähnt in seinem Bericht über die Bildung der Arbeiterwehr: Eggerstedt, RICHARD Hansen und Rannow (Dähnhardt/Granier, Kapp-Putsch in Kiel, S. 110.).


sowie Susanne Kalweit (Permanentlink 3. März 2020): https://www.spd-geschichtswerkstatt.de/index.php?title=Richard_Hansen&oldid=28044.


� Online zugänglich unter http://www.beirat-fuer-geschichte.de/fileadmin/pdf/band_03/Demokratische_Geschichte_Band_03_Essay22.pdf.


� Es liegen nur sehr wenige Informationen über die Arbeiterwehr vor. Der Bericht des Leutnants der Sicherheitspolizei (Sipo) Kemsies deutet aber eher darauf hin, dass die Arbeiterwehr in den Kasernen der Sipo Eichhof- und Pickert-Kaserne untergebracht war. Siehe: Leutnant Kemsies: Das Verhalten der Sicherheitspolizei Kiel gegenüber der Militärrevolte. 9. April 1920. LAS 301 4458. Online zugänglich (aufgerufen 18. Januar 2020) unter �HYPERLINK "http://www.kurkuhl.de"�www.kurkuhl.de�.


� Damit ist vermutlich das Erholungshaus im Werftpark, heute das Werftpark-Theater, gemeint. Lageplan, Informationen und ein Foto finden sich in Jens Ahlers/Wolfgang Kuessner: Kiel vor 100 Jahren. Ansichten einer Großstadt. Kiel 2010, S. 318 f.


� Gemeint ist vermutlich Hugo Haase, dieser war aber im Oktober 1919 Opfer eines Attentats geworden und daraufhin im November 1919 gestorben.


� Noske dürfte zu dieser Zeit keine Rolle mehr in der überregionalen Politik gespielt haben.


� Aufruf in SHVZ vom 30. März 1920: Sämtliche Funktionäre und Vertrauensleute der Gewerkschaften, SPD, USPD, KPD werden ersucht zu einer wichtigen Sitzung am Mi. 31.3. 19 Uhr in der „Deutschen Wacht“ zu erscheinen. Bericht über die Tätigkeit des Vollzugsausschusses.


� Erschienen als: Rainer Paetau: Konfrontation oder Kooperation. Arbeiterbewegung und bürgerliche Gesellschaft im ländlichen Schleswig-Holstein und in der Industriestadt Kiel zwischen 1900 und 1925. Neumünster 1988 (Studien zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins).


� Lt. Wikipedia: Zentrales Staatsarchiv in Merseburg.


� Berlin-Dahlem, Geheimes Staatsarchiv.


� In Invenio (BArch-Suchmöglichkeit im Internet) nicht aufgeführt, vrmtl. gibt es inzwischen eine neue Signatur.


� Vermtl. Wilhelm Struve (1874-1949) MdR/FVP 1907-1918 für den Wahlkreis Kiel, vertrat mit Noske zusammen die Interessen der Deckoffiziere (nach Wette, Noske, S. 869).


�  Nils Vollertsen: Der Kapp-Putsch in Schleswig 13. – 20. März 1920. In: Beiträge zur Schleswiger Stadtgeschichte 24, 1979, S. 143.


� Anmerkung Kuhl: Siehe dazu und zu den folgenden Ereignissen auch: Gerhard Beier (Hrsg.): Karl Meitmann, Der Kapp-Putsch in Schleswig. Grenzfriedenshefte 1963, S. 153–166. Niederschrift, teilweise Zusammenfassungen, eines Vortrags Meitmanns im Ferdinand-Tönnies-Heim in Kiel. Danach ergeben sich einige kleinere Widersprüche zur Darstellung Jensens, u.a. dass Köster die Verhandlungen nicht übernahm, sondern dass Meitmann diese weiterführte und dass auch zwei Arbeiter bei den Kämpfen in Schleswig ums Leben kamen.


�  Ebd., S. 145.


�  August Rathmann: Ein Arbeiterleben. Erinnerungen an Weimar und danach. Wuppertal 1983, S. 36.


�  Vgl. die Verlustmeldungen der Wehren im Kreis Schleswig. LAS Abt. 301, Nr. 2480.


�  Rathmann: Arbeiterleben, S. 36.


�  Vollertsen: Kapp-Putsch, S. 153; Rathmann: Arbeiterleben, S. 37. [Kuhl: siehe Anmerkung oben.]


�  Köster war bis zum 14. März als Reichskommissar für die Abstimmung in der deutsch-dänischen Grenzfrage tätig gewesen. [Anmerkung Kuhl: Siehe auch Anmerkung oben.]


�  Vollertsen: Kapp-Putsch in Schleswig, S. 154; Rathmann: Arbeiterleben, S. 38.


�  Dähnhardt/Granier: Kapp-Putsch in Kiel, S. 117.


�  Heinrich August Winkler: Von der Revolution zur Stabilisierung. Berlin/Bonn 1984, S. 308.


�  Dähnhardt/Granier: Kapp-Putsch in Kiel, S. 119, Anmerkung 9.


�  Vgl. besonders den Augenzeugenbericht Gustav Radbruchs. Abdruck in: Dähnhardt/Granier: Kapp-Putsch in Kiel, S. 104–117.


� Anmerkung Kuhl: Jensen folgt hier unkritisch der Darstellung Radbruchs, für die es jedoch keine weiteren Belege gibt. Radbruchs Satz „Ein anstrengender Tag [Donnerstag 18.3.] war damit zu Ende. Ich war froh und zufrieden. Die SPD hatte die Kieler Ereignisse fest in die Hand bekommen, die Gefahr des Bolschewismus war beschworen.“ lässt sich auch als ironische Antwort auf die ständigen Behauptungen der Offiziere, Kiel würde dem Bolschewismus anheimfallen, verstehen. Des Weiteren trug der Versuch Radbruchs, die eingekesselte Küstenwehrabteilung am folgenden Tag in die Wik zu den anderen Putschtruppen zu führen, statt sie in die Obhut der Arbeiterschaft oder Sicherheitspolizei zu geben, sicherlich zur weiteren Erregung der Arbeiterschaft bei. 


�  Paetau: Märzstürme über Kiel, S. 341.


� Anm. Kuhl: Laut Dähnhardt/Granier: Kapp-Putsch in Kiel, S. 142 war Richard Hansen USPD-Mitglied. Es wird aber auch ein Fritz Hansen erwähnt: s.u. und bei Dähnhardt/granier wird außerdem noch ein Heinrich Hansen (Leher und Stadtverordneter für die MSPD) erwähnt (S. 142).


�  Dähnhardt/Granier: Kapp-Putsch in Kiel, S. 110.


�  Nach langem Widerstand war auch Kiel im Februar 1920 vom Referenten für EW zur Einrichtung einer Einwohnerwehr genötigt worden; zu einer Gründung kam es jedoch nicht mehr. StA Kiel, Nr. 32554.


�  KNN v. 28. 3. 1920.


�  Befehl Nr. 1 Kieler Arbeiterwehr v. 29.5.1920. LAS Abt. 301, Nr. 2493.


�  KNN v. 2. 4. 1920.


�  Befehl Nr. 10 v. 10. 4. 1920. LAS Abt. 301, Nr. 2493; zur Bewaffnung vgl. ein Foto in: Erwin Könnemann/Hans Joachim Krusch: März 1920. Arbeiterklasse vereitelt Kapp-Putsch. Berlin 1981, S. 128 f. [Anm. Kuhl: Dieses Foto zeigt vermutlich nicht Kiel.]


�  Befehl Nr. 7, v. 7.4.1920, LAS Abt. 301, Nr. 2493.


�  Telegramm des RWM an Regierungskommissar beim OP v. 28.4.1920, LAS Abt. 301, Nr. 2493.


�  Befehl Nr. 1, v. 29. 3. 1920, LAS Abt. 301, Nr. 2493.


� Anm. Kuhl: Die Beschreibung des Fotos ist umstritten. Vermutlich handelt es sich um eine Einheit der Zeitfreiwilligen im März 1920. Siehe: Klaus Kuhl: Fotodiskussion Zeitfreiwilligenregiment in der Wik. Kiel 2020. Online zugänglich (aufgerufen am 5. März 2020) unter: http://www.kurkuhl.de/docs/foto-disk_zeitfreiwilligen-reg-wik_1920.pdf.


�  Befehl Nr. 6 v. 6. 4. 1920. LAS Abt. 301, Nr. 2493.


� Anm. Kuhl: Es bleibt unklar, woher Jensen diese „Tatsache“ hat. Er gibt keine Quelle an. Es liegt viel näher, dass es sich um eine von den Kieler Seeoffizieren initiierte Kampagne handelte (evtl. in Abstimmung mit Ernst Oberfohren, dem Reichstagsabgeordneten der DNVP für Schleswig-Holstein), die dann von der reaktionären Presse aufgegriffen und ausgeschmückt wurde. Dafür spricht, dass eine wesentliche Argumentation in den überregionalen Zeitungen aus dem Bericht der Marinestation der Ostsee verfasst am 23. März 1920 stammt. Dort heißt es: „Als klarer Grund für die Katastrophe [am 18.3.] tritt die von den Bünden [Deckoffiziers- und Unteroffiziersvereinigungen] planmäßig betriebene Zermürbung der Truppen in die Erscheinung.“ Und ähnlich im Bericht von Kpt.z.S. Otto Feldmann: „Zielbewußt und konsequent haben Deckoffizierbund und Reichswirtschaftsverband [der Berufssoldaten] die für sie und ihre Bestrebungen so günstige Gelegenheit genutzt und die Ernte geborgen, …“ Siehe Dähnhardt/Granier, Kapp-Putsch in Kiel, S. 65 und 88. Die Zeitungen sprachen von „krippenlüsternen“ Deck- und Unteroffizieren. Auch der Zeitpunkt ist ein weiteres Indiz: Die Kampagne begann erst, als der „Volksoffizier“ v. Seydlitz, ein zum Offizier beförderter ehemaliger Deckoffizier vom Reichwehrminister gegen den Widerstand der Admiralität zum Chef der Station ernannt worden war. Siehe dazu: Klaus Kuhl: Carl von Seydlitz. Kiel 2019. Online zugänglich (aufgerufen am 5. März 2020) unter: http://www.kurkuhl.de/docs/carl-v-seydlitz_info.pdf.


�  KNN v. 2. 4. 1920; Paetau: Märzstürme über Kiel, S. 341.


�  Vgl. die Berichte der KNN v. 2.4., 9.4. und 16.4. 1920.


�  Befehl Nr. 11 v. 12. 4. 1920. LAS Abt. 301, Nr. 2493.


�  SHVZ v. 20. 4. 1920; Telegramm das RWM v. 28. 4. 1920. LAS Abt. 301, Nr. 2493.


�  SHVZ v. 20. 4. 1920; „Republik” v. 21. 4. 1920.


�   Protokoll der Entwaffnungsbehörden v. 12 10. 1920. StA:Kiel, Nr. 32584, S. 76.


�  SHVZ v.  27. 4. 1920.


�  Berliner Lokalanzeiger v. 26. 4. 1920.


�  SHVZ v. 27. 4. 1920.


�  Protokoll v. 12.10. 1920, StA Kiel 32584, S. 76.
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